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tritt keine Aenderung ein, und erſuchen wir die 
ung nach wie vor zu erhalten und ſich die Ver- 


Es ſoll keine Oppoſition gemacht werden! | 


Friedrich Wilhelm IV. hat, noch bevor Preußen 
ein Verfaſſungsſtaat war, einmal geſagt: „Ich liebe 
eine geſinnungsvolle Oppoſition“, und in Eng⸗ 
land, dem Muſterlande der Verfaſſungsſtaaten, nennt 
ſich die Oppoſition ſelbſt: „Euer Majeſtät allergetreueſte 
Opposition.“ Was will man mit ſolchen Bezeichnungen 
ſagen? Daß die Oppoſition keineswegs als eine Geg⸗ 
nerin des Staates und ſeiner Einrichtungen zu betrach⸗ 
ten iſt, ſondern daß ſie alles, was ſie thut, nur zum 
Beſten des Staates thut, daß ſie ſich Maßregeln wider⸗ 
fept, nicht weil fie von beſtimmten Perſonen ausgehen, 
ſondern weil ſie ihre Ausführung als ſchädlich für den 
Staat betrachtet, daß ſie Einrichtungen tadelt, nicht weil 
fie augenblicklich die Beſtrebungen einer andersdenkenden 
Partei ſtützen, ſondern weil ſie die Abſchaffung derſelben 
als wünſchenswerth für den Staat anſieht. 

Das iſt das Weſen der Oppoſition, von ſolchen Mo⸗ 
tiven muß die Oppoſition geleitet ſein. Daß die Oppoſition 
in Preußen ſich ganz ſtreng an dieſe Grundſätze hält, 
davon geben die letzten Jahre laut und vernehmlich Zeug⸗ 
niß. Man ſehe ſich nur die große Zahl der Geſetze an, 
welchen die Kammern ſeit vier Jahren ihre Genehmigung 
ertheilt haben, und man wird nicht mehr behaupten 
können, daß die liberale Partei im preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſe den Perſonen Oppoſition gemacht hat, ſon⸗ 
dern man wird ſich überzeugen, daß ſie nur gekämpft 
hat gegen Maßregeln, die ſie für ſchädlich, und für 
Einrichtungen, die ſie für heilſam und nothwendig für 
den Staat hielt. 

Warum aber ſprechen wir heut von Dingen, die 
jeder Preuße, der ſich nur ein wenig mit den politiſchen 
Kämpfen der letzten Jahre beſchäftigt hat, kennt? Ganz 
einfach, weil man uns auf das allerbeſtimmteſte erklärt 


hat, daß unſere jetzige Regierung in der Preſſe keinerlei 
Oppoſition dulden werde, daß ſie, falls wir I zweite 
uns zugegangene Warnung nicht beachten werden, von 
ihrem Rechte zur Unterdrückung unſeres Blattes Gebrauch 
machen werde. Wir haben darauf keine andere Antwort 
gehabt, als die, daß wir, die wir Recht und Geſetz 
auf unſere Fahne geſchrieben haben, gewiß die 
letzten ſein werden, welche auch nur mit einem Worte 
dagegen remonſtriren werden, wenn die Regierung das 
thut, wozu ſie nach dem Geſetze das Recht hat, und zum 
Beweiſe dafür, daß wir uns ſtets innerhalb der Schran⸗ 
ken des Geſetzes gehalten haben, konnten wir darauf 
aufmerkſam machen, daß die Staatsanwaltſchaft noch 
niemals Veranlaſſung gefunden hat, gegen unſer Blatt 
eine gerichtliche Unterfuchung einzuleiten, obgleich zahl⸗ 
reiche Konfiskationen ihr Gelegenheit dazu geboten haben. 
Wir werden dieſe Schranken des Geſetzes auch ferner 
einhalten, wir denken damit unſere Pflichten als Staats⸗ 
bürger im vollſten Maaße zu erfüllen. 

Um nun aber noch zu zeigen, wie wenig gerechtfertigt 
der von der Regierung geäußerte Willen, keinerlei Op⸗ 
poſition zu dulden, erſcheint, wollen wir hier nur noch mit 
kurzen Worten vorführen, wie wechſelvoll gerade in den 
letzen Jahren der Begriff deſſen geweſen iſt, was die 
Regierung als Opposition gegen ſich betrachtet hat. 

Man wird ſich erinnern, mit welcher Entſchiedenheit 
die liberale Partei und die liberale Preſſe ſich gegen den 
Bundestag ausgeſprochen hat. Das war bis vor 
kurzem Oppoſition, heute würde man es als Oppofition 
betrachten, wenn ein Blatt für den Bundestag in die 
Schranken treten wollte. 

Laut und deutlich hat die Majorität des Abgeord⸗ 
netenhauſes und mit ihr die and liberale Preſſe 
ſich vor zwei Jahren gegen das Bünd niß mit Oeſter⸗ 
reich ausgeſprochen, und ganz dringend verlangt, Preu⸗ 


ßen Tolle fih an die Spige Deutſchlands ſtellen, um 
Schleswig⸗Holſtein vom Däniſchen Joch zu befreien. 
Das war damals Oppoſition, und heute würde es Op⸗ 
poſition ſein, zu verlangen, Preußen ſolle im Bunde mit 
Oeſterreich ſeine Truppen in das Feld führen, und zu 
behaupten, Preußen könne und dürfe ſich nicht an die 
Spitze Deutſchlands ſtellen. 

Seit Jahren hielt man es für Oppoſition, wenn 
Jemand behauptete, die Landwehr ſei ebenſo kriegs⸗ 
tüchtig wie die Linie und ſie wurde ſtets ebenſo kämpfen, 
wie ſie vor fünfzig Jahren in den Befreiungskriegen 
gekämpft hatte. Man wollte das nicht gelten laſſen, 
man meinte, die damalige Tüchtigkeit ſei das Reſultat 
einer ausnahmsweiſen Begeiſterung geweſen. Die Leichen 
auf dem Schlachtfelde bei Langenſalza beweiſen, wie 
ungerechtfertigt alle Zweifel an der Tüchtigkeit der Land⸗ 
wehr waren, und wir glauben, man würde heut ſolch 
einen Zweifel als Oppoſition auffaſſen. 

Seit dem Anfang des jetzt noch nicht gelöſten Kon⸗ 
fliktes galt es als die heftigſte Oppoſition, wenn man 
ausſprach, daß die Erhöhung des Militärbud gets für 
die finanzielle Kraft unſeres Staates zu groß ſei, daß 
es nothwendig ſei, da Preußen berufen iſt, mit ſeiner 
Armee nicht nur das eigene Land, ſondern ganz Deutſch⸗ 
land zu ſchützen, daß das ganze Deutſchland an den Laſten 
dieſer Vertheidigung mittrage, ſowohl an Menſchen wie 
an Geld. Solches zu fordern war Oppoſition, und wie 
hat vor kurzem das offiziöſeſte aller offiziöſen Blätter, 
die „Prov.⸗Korr.“ den preußiſchen Bundesreformvorſchlag 
motivirt? Sie ſagt: j . 

„Die Verbeſſerung der deutſchen Bundesverfaſſung 
überhaupt und beſonders der Bundes-Militär⸗Verfaſfung 
iſt eine unabweisliche Forderung nicht blos der 
äußeren, ſondern auch der inneren preußiſchen Po⸗ 
litik. Der langjährige innere Streit in Preußen iſt 
vornämlich durch die Frage in Betreff der Militärlaſten 
des preußiſchen Volkes entſtanden. Dieſe Verpflichtungen 
mußten ſeither auch deshalb geſteigert werden, weil Preu⸗ 
ßen eben nicht blos ſich ſelbſt, ſondern ganz Norddeutſch⸗ 
land zu ſchützen hat. Es iſt daher eine Frage von der 
höchſten Bedeutung für Preußens geſammte Politik, daß 
endlich durch eine Reform des deutſchen Bundes die 
Möglichkeit gewonnen werde, eine Ausgleichung der Mi⸗ 
litärlaſten Preußens gegenüber Deutſchland und damit 
eine Ausgleichung des inneren Zwieſpalts in 
Preußen zu finden.“ 

Und nun gar die deutſche Frage ſelber! Es war 
Oppoſition, die Verwirklichung des Programms des 
Nationalvereins zu verlangen, es war Oppoſition, von 
der Proklamirung der Reichsverfaſſung von 1849 zu 
ſprechen, es war Oppoſition, an die Berufung eines deut⸗ 
ſchen Parlaments auf Grund des von der deutſchen 
Nationalverſammlung gegebenen Wahlgeſetzes zu denken. 
Und heute? 

So könnten wir noch manches Beiſpiel dafür an⸗ 
führen, daß der Begriff deſſen, was dieſabe Regierun 
als Oppoſition betrachtet, in den letzten Jahren diafach 
gewechſelt hat, wir wollen hier nur noch ein Beiſpiel 


erwähnen, um zu zeigen, wie ſich dieſer Wechſel auf allen 
Gebieten vollzogen hat. Es war noch vor ganz kurzer 
Zeit Oppoſition, die Aufhebung der Wuchergeſetze 
zu verlangen, heute würde man es als Oppoſition be⸗ 
zeichnen, die Wiedereinführung derſelben zu fordern. 

Was ergiebt ſich nun aus all dieſen für den denken⸗ 
den Leſer? 

Erſtens, daß es ſehr ſchwer iſt, zu wiſſen, ob nicht 
ein Blatt beim beſten Willen, die Regierung zu, unter⸗ 
ftügen, in die Lage verſetzt wird, ihr Oppoſition zu machen, 
denn wenn der Redakteur heute einen Artikel ſchreibt, 
in dem keine Spur von Oppoſition zu finden iſt, ſo kann 
derſelbe morgen, wenn er gedruckt erſcheint, zur Unter⸗ 
ſtützung der heftigſten Oppoſition dienen. 

Zweitens aber ſieht der Leſer, daß die ſogenannten 
oppofitionellen Forderungen ſchon jetzt theilweiſe von der 
Regierung erfüllt find, daß alſo die Regierung ihre Be⸗ 
rechtigung anerkannt hat. 

as aber ſollen wir thun, wenn wir nicht wiſſen, 
ob das, was heut oppoſitionell iſt, nicht morgen regie⸗ 
rungsfreundlich iſt und umgekehrt, und wenn wir ſehen, 
daß ſo viele unſerer Forderungen, wegen deren man uns 
oppoſitionell genannt hat, jetzt von der Regierung und 
ihren Freunden als berechtigt und nothwendig anerkannt 
worden ſind? : 

Wir denken, die Antwort ift ſehr einfach. Wir ſollen 
ae innerhalb der gefeglichen Schranken dem nach⸗ 
guftee en, was wir als heilſam und nothwendig für unſer 

aterland erachten, hoffend, daß der Zeitpunkt kommen 
wird, wo man auch dieſes Streben nicht mehr als Op⸗ 


poſition bezeichnen wird. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Seit der letzten Wochenſchau iſt die preußiſche 
Armee in Böhmen unaufhaltſam vorgerückt. Sie hatt die 
öſterreichiſche Armee aus einer Stellung nach der andern 
edrängt, und es hat fat an jedem Tage ein blutiges Ge⸗ 
facht ſtattgefunden, welche ſämmtlich in en Ausgange den 
preußiſchen Truppen günſtig waren. Die neueſte Nachricht, 
welche uns vorliegt, meldet nun einen großen entſcheidenden 
Sieg vor Joſephſtadt und Königgrätz. In der Schlacht, 
welche am 3. Juli ftatifand, war die ganze öſtreichiſche 
Nordarmee mit der preußiſchen engagirt, und wurde die 
letztere, wie gemeldet wird, vollſtändig auf das Haupt ge⸗ 
ſchlagen. Die Preußen haben viele Kanonen und Fahnen 
als Zeichen ihres Sieges erbeutet. 

In all dieſen Gefechten, ſowie in der Hauptſchlacht, 
wurde eine ſehr große Zahl der öſtreichiſchen Armee zu Ge⸗ 
8185 gemacht; rechnet man dazu die Gefallenen und die 

erwundeten, jo kann man wohl annehmen, daß mehr als 
der vierte Theil der öſterreichiſchen Nordarmee vernichtet iſt. 
Der Reſt ſoll ſich nach den vorliegenden Nachrichten in 
voller Auflöſung befinden, fo daß vorausfichtlich die beiden 
Feſtungen Joſephſtadt und Königgrätz keinen großen Wider⸗ 
ſtand leiſten werden. 

Ob ſich die preußiſche Armee nun nach Prag wenden; 
wird, oder ob man verſuchen wird, in der Richtung auf 
Wien weiter vorzudringen, darüber verlautet noch nichts. 

In dieſen Gefechten find aber auch ſehr viele von unſeren 
braven Truppen gefallen, und eine noch viel größere Zahl 
iſt verwundet. Zu ihrer Verpflegung wird alles gethan, 


was nur möglich ift, aber für die ungeheure Zahl der Verwun⸗ 

deten, 9 Obdach, ärztliche Hilfe und Pflege heiſchen, 
müſſen auch ganz ungemeine Anſtrengungen gemacht werden, 
und es iſt daher in dieſer Beziehung jede Gabe an die be⸗ 
treffenden Komites erwünſcht. Es find die Söhne und 
Brüder des Volkes, welche verwundet und elend darnieder⸗ 
liegen, es iſt Sache des Volkes, ihnen ihre Qualen zu 
lindern. 

Wir fügen zu unſeren Worten eine Mahnung, welche 
der greiſe Friedrich Horkort in dieſer Beziehung an das 
eſammte preußiſche Volk richtet. „Für unſere im Felde 
ſehenden Krieger“ ſo ſchreibt er „werden in den Gemeinden 
Privatſammlungen veranſtaltet. Die Sache iſt an und für 
ſich ungemein lobenswerth, zu erörtern wäre nur die Ver⸗ 
wendung der Gaben. 1 

„Die direkte Abſendung an die Truppeutheile 175 ſich im 
jüngſten däniſchen Kriege nicht ſehr bewährt, mancherlei Ver⸗ 
wirrung fand ſtatt. Der Soldat, weicher in Reih und 
Glied ficht, mag zuweilen Mangel haben, allein er ſchlägt 
ſich durch, auch iſt die Zahl zu groß, als daß die Privat⸗ 
unterſtützung auf ſeine Ernährung von wefentlichem Einfluß 
ſein könnte. Anders verhält es ſich mit den Kranken, den 
Verwundeten, Krüppeln und Invaliden und den Hinter⸗ 
bliebenen. Was geſchah in dieſer Hinſicht 1813, 1814, 
1815 in der Grafſchaft Mark? 5 

„Die Kompagnien des 1. Landwehr⸗Regiments wurden 
vom 20. bis 25. Dezember 1813 gebildet und am 12. Ja⸗ 
nuar 1814 hatten die Frauenvereine bereits 15,000 Thaler 
aufgebracht. 1814 wurde das kirchliche Dankfeſt gefeiert und 
die Sammlung für die Verwundeten und Hinterbliebenen 
belief ſich auf 18,464 Thaler. 1815 folgten aus der Heimath 
Boten dem Heere nach Frankreich mit Aufträgen und Geldern 
der einzelnen Familien an ihre Söhne. Die Frauenvereine, 
in Erfüllung ihres edlen Berufs, mit Man Hand die Wun⸗ 
den zu heilen, welche die rauhe ännerfauſt geſchlagen, 
ſandten Kommiſſare aus zur Unterſuchung und Unkerſtützung 
der Lazarethe. So fand Brune als rettender 8 im 
Kloſter Cambre bei Brüſſel, einſam in waldiger Gegend 
viele ſchwer Verwundete hilflos in der Kirche auf faulem 
Stroh oder nackten Steinen. . RE 

„Die Armeen, m fie vorwärts ſtürmen oder rückwärts 
rücken, find nie im Stande, nach großen Schlachten die La⸗ 
ee forgfältig zu überwachen, deßhalb ift der Typhus der 

ürgengel. 

„Die Zukunft der Invaliden und Hinterbliebenen iſt eben 
ſo wenig geſichert. 

„Nach dem erſten däniſchen Kriege erhielt ich aus der 
Maik den Auftrag, die Verwundeten in Berlin zu beſuchen 
und zu unterſtützen. Jeder Kranke erhielt einen Louisd or 
und jeder abgehende Invalide ein Kapital von 100 bis 
250 Thlrn., um fein Fortkommen in der Heimath zu bes 
gründen. 

„Berg und Mark ſammelten über 20,000 Thlr. für die 
f vor dem Hotel der Invaliden, weiche Berlin 
überragt. : 

„Geld für Verpflegung verſchwindet in der Menge, das 
für Lazarethe, mit Umſicht verwendet (nach der Art der Jo⸗ 
hanniter), erhält viele am Leben, und jenes für Hinterbliebene 
und Invaliden iſt der Dank des Vaterlandes! 

Es gilt nicht, die Verpflichtungen des Staats 
zu übernehmen, ſondern darüber hinaus zu gehen! 
Jeder Kreis oder Regierungs- Bezirk ſollte ſelbſtſtändig auf⸗ 
treten und handeln.“ 

Die hannöverſche Armee hat am 27. v. M. den 
Verſuch gemacht, ſich bei Langen ſalza durckzuſchlagen. 


Das Gefecht war ein ſehr blutiges; auf preußiſcher Seite hat 
ſich beſonders das Berliner Landwehr⸗Regiment ausgezeichnet, 
welches den alten Ruf der Landwehr glänzend bewährt hat. 
Es gelang den Hannoveranern nicht, durchzubrechen, und am 
28. haben ſie kapitulirt. Die Truppen ſind in ihre Heimath 
entlaſſen worden, 1 10 ſie ihre Waffen abgegeben haben, 
die Offiziere haben ſich verpflichten müſſen, ein Jahr lang 
nicht gegen Preußen zu dienen. Ganz beſonders werthvoll iſt 
die Auslieferung von etwa 10,000 Pferden an Preußen. Der 
König von Hannover hat ſeinen Sitz auf einem Schloſſe 
ſeines Schwiegervaters in Altenburg genommen. 

Die preußiſchen Truppen haben Naſſau beſetzt, und wahr⸗ 
ſcheinlich wird in den nächſten Tagen auch die Beſetzung von 
Heffen-Darmftadt und Frankfurt a. M. erfolgen. 
Die Truppen der ſüddeutſchen Staaten haben einen Zuwachs 
durch das badiſche Armeekorps erhalten, da der Groß⸗ 
herzog von Baden gezwungen worden iſt, ſich der Koalition 
gegen Preußen anmſchließen. 

Das 0 Hohenzollern iſt von baieriſchen 
und württembergiſchen Truppen beſetzt worden. Von den 
Beamten iſt verlangt worden, fie ſollen dem König von 
Württemberg den Eid der Treue ſchwören, was ſie jedoch 
ſämmtlich verweigert haben. 

Das offiziöſeſte Blatt unſerer Regierung, die Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung, tritt ſehr entſchieden der Anſicht entgegen, 
als ob die Regierung daran denke, die jetzt beſetzten Länder 
zu annektiren, ſie wolle ſich, ſo ſagt jenes Blatt, auf die 
Durchführung des Bundesreformprojektes beſchränken. 

Sehr wichtig muß ein Artikel in dem amtlichen Theil 
des „Staats⸗Anz.“ erſcheinen, nach welchem die preußiſche 
Regierung beabſichtigt, diejenigen unter den gefangenen Oeſter⸗ 
reichern, welche Italiener ſind, nach dem Königreich Italien 
zu ſchicken, und ſollen ſchon italieniſche Offiziere, welche die 
Ueberführung leiten ſollen, erwartet werden. 

Während unſere Truppen auf dem Schlachtfelde ihr Leben 
für die äußere Machtſtellung unſeres Vaterlandes in die 
Schanze ſchlugen, hatten die vom Volke am 25. v. M. ge⸗ 
wählten Vertrauens männer am 3. d. M. die Pflicht zu er⸗ 
füllen, die Männer zu wählen, welche in dem demnächſt zu⸗ 
ſammentretenden Abgeordnetenhauſe den Wünſchen und den 
Anſichten des Volkes Ausdruck geben ſollen. Das Reſultat 
der Wahlen liegt uns noch nicht ganz vor, aber ſchon ſehen 
wir, daß ſo mancher Name, deſſen Träger wir Jahre lang 
als einen der Vertheidiger der Volksrechte gekannt haben, 
fehlen wird; es hat die Zahl der Anhänger der Regierung 
ganz bedeutend zugenommen, ohne daß ſie jedoch die Ausſicht 
hat, ſelbſt in dieſer neuen Kammer für ihre Auffaſſung von 
der Beſeitigung des inneren Konfliktes durch einfache Auf⸗ 
rechterhaltung der Forderungen der Regierung die Majorität 
zu erhalten. Möge das Wirken des neuen Abzeordnetenhauſes 
ein ſegensreiches für unſer Vaterland ſein! 


Die deutſche Frage und ihre Löſung. 
In dieſem Augenblicke ſteht faſt das ganze deutſche Volk 
in Waffen, und Jedermann hofft, daß das Reſultat des blu · 
tigen Krieges, deſſen erſte und zahlreiche Opfer ſchon gefallen 
find, die Herſtellung einer deutſchen Einheit fein 
werde, wie fie allein dem Volk einen Erſatz bieten kann für. 
die Drangſale eines Krieges. 

Preußen, welches die geſammte liberale Partei in Deutſch⸗ 
land ſeit Jahren als den Staat betrachtet hat, der berufen 
ſei, die Führung Deutſchlands zu übernehmen, Preußen 
hat die Waffen ergriffen, um, wie ſeine Regierung es ver 
kündet hat, den ihm unbedingt nothwendigen Einfluß in 
Deutſchland zu gewinnen. Um dieſen Einfluß fh zu 


ſichern, mußte es ſich natürlich in erſter Linie gegen 5 
reich wenden, deſſen Herrſcher ſich noch immer nicht von dem 
Gedanken frei machen können, daß ihnen, als den Nachfolgern 
der ehemaligen deutſchen Kaiſer, auch heut noch die erſte und 
die leitende Stellung in Deutſchland gebührt, gleichviel ob 
die Intereſſen Deutſchlands ſolches fordern oder nicht. 

Neben dieſem gegen Oeſterreich zu beſtehenden Kampfe 
läuft in zweiter Linie der Kampf gegen die einzelnen deut⸗ 
ſchen Fürſten, welche ſich der Geltendmachung des preußiſchen 
Einfluſſes widerſetzen, nebenher, aber man wird dieſem Kampf 
für den Augenblick nur eine untergeordnete Bedeutung bei⸗ 
legen können gegenüber den gewaltigen Anſtrengungen, welche 
Oeſterreich macht, um ſeinen alten Einfluß in Deutfchland, 
auf dem ein großer Theil ſeiner Macht, ja theilweiſe ſogar 
die Möglichkeit ſeiner Exiſtenz beruht, aufrecht zu erhalten. 

Deshalb fordert der Kampf gegen Oeſterreich auch von 
dem preußiſchen Volke die größten Opfer. Zwar haben wir 
auch in dem Kampfe gegen Hannover ein Gefecht Ei beftehen 
gehakt, welches viele unſerer Brüder im Heere dahin gerafft 
hat, aber dieſe Zahl, ſo groß ſie auch im erſten Augenblick 
erſcheint, verſchwindet gegenüber den Verlusten, welche wir bei 
dem ſiegreichen Vorrücken unſerer Armee in Böhmen gehabt 
haben müſſen. Es fehlen zwar noch alle genauen Angaben 
über die Zahlen der Todten und Verwundeten in den einzel ⸗ 
nen Gefechten, aber unſere braven Truppen haben dort den 
Feind ſchrittweiſe aus ſeinen geſchützten Stellungen vertrieben, 
und nach den vorliegenden Angaben über den Verluſt der 
Oeſterreicher darf man wohl annehmen, daß unſere Verluſte 
eine ſehr große Höhe erreichen. 

Und worin beſtehen dieſe Verluſte? Es iſt das Blut der 
Söhne und Brüder des geſammten Volkes, welches auf den 
Schlachtfeldern in Böhmen gefloſſen iſt, es iſt der Stolz 
des Landes, welcher in langen Reihen den Boden des frem⸗ 
den Landes bedeckt! Zwar haben ſie ihr Leben nicht nutzlos 
geopfert, ſie haben damit den Sieg der preußiſchen Waffen 
erringen helfen, aber wenn auch jedes preußiſche Herz höher 
ſchlägt bei der Kunde jener Siege, ſo fordert der hohe und 
koſtbare Preis, der für jene Erfolge gezahlt iſt, doch zu der 
Frage auf: Welckes iſt das Ziel jener Siege? 

Und wenn wir uns dieſe Frage ſtellen, fo gleitet ein weh⸗ 
müthiger Schatten über unſere Seele, welche ſich des Sieges 
freuen will. Wir meinen, für ſolche Opfer kann uns nur 
ein Preis entſchädigen, der aller Wahrſcheinlichkeit nach auf 
friedlichem Wege nicht zu erreichen geweſen wäre, und der 
einen Zuſtand ſchafft, welcher uns gegen die Noth⸗ 
wendigkeit ſicher ſtellt, in zehn oder zwanzig Jah⸗ 
ren von Neuem das Schwerdt ziehen zu müſſen, 
und unſern Einfluß in Deutſchland herzuſtellen 
und zu ſichern. 

Iſt nun aber das jetzt vorliegende Projekt der Bundes⸗ 
reform ein folder Preis und bietet es die nothwendigen Ga⸗ 
ranticen? Dieſe Frage müſſen wir leider verneinen. Das 
vorliegende Projekt bietet uns eigentlich nur das allergeringſte 
Band der deutſchen Einheit, ſo daß wir glauben, wenn die 
deutſchen Fürſten auch jetzt im Augenblick, verlockt durch 
Oeſterreichs Verſprechen auf eine Unterſtützung, ſich geweigert 
haben, dieſes Reformprojekt anzunehmen, ſie ſich doch, ſobald 
ſie nur erſt genau mit dem Inhalt bekannt geworden wären, 
und ſobald ſie die Ueberzeugung von Oeſterreichs Unfähigkeit, 
fie zu unterſtützen, gewonnen, entſchloſſen hätten, die ver⸗ 
langten geringen Konzeſſionen zu machen. Aber ſie haben 
es nicht gethan, und Preußen hat zur Aenderung des beſtehen⸗ 
den, unzweifelhaft ſchlechten Zuſtandes das Schwerdt ergriffen. 


Gewährt nun das Bundesreformprojekt, wie deſſen Durch⸗ 
fag en mit dem Schwerdte geſichert wird, die Gewißheit, 
daß eine Wiederkehr des jetzigen Zuſtandes in Deutſchland 
für die Dauer unmöglich wird? Wir glauben nicht. Wir 
glauben, daß in nicht allzulanger Zeit die deutſchen Mittel- 
und Kleinfürſten, unterſtützt von Habsburgs Intriguen, ſich 
dem Druck des preußiſchen Einfluſſes wieder ſoweit entziehen 
würden, daß Preußen genöthigt wäre, von Neuem das 
Schwerdt zu ziehen, um den ihm nothwendigen Einfluß in 
Deutſchland herzuſtellen. Alſo mußte ein anderes Ziel auf 
geſtellt werden als jenes Bundes reform⸗Projekt. Daß man 
aber für den Augenblick noch kein Recht hat, auf eine ſolche 
Aenderung des Kriegszieles zu hoffen, das geht daraus her⸗ 
vor, daß man noch immer dem Kurfürſten von Kaſſel und 
dem König von Hannover anbietet, ſie von Neuem in ihr 
Land einzuſetzen, wenn ſie ſich zur Annahme des vorgelegten 
Reformprojektes bequemen wollen. 

Dieſer Umſtand iſt es aber, welcher allgemein zu der 
Befürchtung Anlaß giebt, der Preis des Kampfes werde nicht 
dem gebrachten Opfer angemeſſen ſein, und welcher auch die 
Siegesfreude drückt. Es verlangt das preußiſche Volk ganz 
mit Recht, daß ihm die Gewißheit werde, am Ende des 
Krieges ſtehe nicht der alte deutſche Bund in der einen 
oder der anderen Form, ſondern es will ſicher ſein, daß die 
deutſche Einheit dadurch vollkommen ſicher geſtellt 
werde, daß den einzelnen Fürſten ihre Souveränität zu Gun⸗ 
ſten der Centralgewalt ſo eingeſchränkt werde, daß ſie den 
Reſt derſelben niemals ſo geltend machen können, daß da⸗ 
durch eine Uneinigkeit in Beutſchland ſelbſt hervorgerufen 
werde. So erg das preußiſche und mit ihm auch das 
ganze deutſche Volk die eben Deutſchlands und ſo ver⸗ 
langt es die Geſtaltung derſelben. Möge ihm recht bald die 
Gewißheit werden, daß es auf ſolche befriedigende Zuſtände 
nach der Beendigung des Krieges rechnen kann. 


Tüglich zweimal. — Vierteljährl. 11% Thlr. 
Zum Abonnement auf die täglich zweimal erſcheinende 
jetzt bedeutend vergrößerte 


„Oder- Zeitung“, 
Organ der Fortſchrittspartei, 


(begründet von Wilhelm Dunker) 


ladet die Expedition ergebenſt ein. Die Zeitung hat ſich durch 
ihre Billigkeit bei ge Gediegenheit einen  bebeitenden 
Leſerkreis erworben; fie iſt über ganz Pommern, die Provinzen 
Poſen, Oſt- und Weſtpreußen verbreitet. Sie bringt täglich 
einen Leitartikel; das politiſche Material wird ſorgfältig ge⸗ 
ſichtet und alles Wichtige durch telegraphiſche Depeſchen zur 
Kenntniß der Leſer gebracht. Ueber die politiſchen Vorgänge in 
Berlin bringt das Blatt Berichte eigener Korreſponden⸗ 
ten. Die Kammerverhandlungen werden erſchöpfend und 
theilweiſe früher als von den Berliner Blättern mitgetheilt. 
Den Nachrichten aus Stadt und Provinz wird die größte 
Aufmerkſamkeit geſchenkt. Ein beliebter Feuilletoniſt ſchildert in 
wöchentlichen Briefen das Berliner Leben; außerdem 
Novellen, Er, äblnugen u. ſ. w. An Kourfen, Markt⸗ 
berichten aus Berlin, tettin, Breslau, Danzig, Poſen u. ſ. w. 
liefert die Zeitung alles, was für ein größeres Publikum von 
Intereſſe ift. Inſerate werden die dreiſpaltige Petitzeile zu 
1 Sgr. berechnet und finden die größte Verbreitung. 
Stettin, im Juni 1866. 
Die Expedition der Oder⸗Zeitung. 
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